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Zwar ist die Wirtschaft wieder blühend, aber der Gesellschaftsvertrag, auf dem
sich die französische Nation nach dem zweiten Weltkrieg wieder aufgebaut hat
ist kaputt gegangen. Die verschiedenen Entwicklungen des Landes, d.h. der
Übergang von einer Industriegesellschaft zu einer Dienstleistungsgesellschaft,
das Auftauchen einer Wissenswirtschaft, die neuen Technologien, sowie
Europa und die Globalisierung, haben ihn überholt.  Die Beteiligten und die
Gesellschaftsvertragspartner, die an die zweite Hälfte des letzten Jahrhunderts
gebunden sind, sind nicht in der Lage einen neuen zu verfassen.

Pierre Rosanvallon und Jean-Paul Fitoussi unterstreichen, „dass die Tendenz
zur Individualisierung den in den Traditionen verankerten Zusammenhalt
zerstört, während das Entstehen und Wachsen von Ungleichheiten den
Gesellschaftsvertrag direkt in Frage stellen und die Gleichheitsprinzipien, auf
denen die Gesellschaft aufbaut, unverständlich machen.“ 2

Die neuen Arbeitsformen der Wirtschaft schaffen nicht nur mehr Ungleichheiten,
sie bringen auch fundamentale Normen, die unsere Gesellschaft gefestigt
haben, ins Wanken.

Die Individualisierung der Löhne, der Arbeitsbedingungen und der beruflichen
Laufbahn, die für die heutige Leitung eines Unternehmen notwendig ist, wird
viel zu oft ohne System und ohne Rücksicht auf Solidarität und Gerechtigkeit
gehandhabt. Dies zerstört die Arbeitsgemeinschaft und nimmt den
Arbeitnehmervertretern die Möglichkeit zu handeln. Das Arbeitsverhältnis wird
von einer Vielfalt atypischer Verträge und von der Verknüpfung zwischen
Lohnniveau und erzielten Ergebnis beeinflusst.

Die Sozialversicherungssysteme verändern sich. Sie werden von der neuen
Demographie, dem Ausschluss und dem rapiden Anstieg der Ausgaben für
Gesundheit erschüttert. Das aus dem Bismarckschen stammende System der
Zahlungsanweisungen auf französische Art, das auf Beiträgen von den Löhnen
beruht und von den Tarifpartnern gesteuert wird, ist zu oft beschimpft und
kritisiert worden, als dass es im derzeitigen Zustand weiterbestehen könnte.

Unsere Gesellschaft erlebt noch andere Sorgen, die der eigentümlichen
Auseinandersetzung zwischen Kapital und Arbeitnehmer, bei der der Staat
schlichtet, ein Ende setzt. Andere Mächte haben begonnen, den Verbraucher
und den Bürger zu schützen und die Umwelt zu erhalten. Das ist eine zwar
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noch sehr vage, aber dennoch reale Kraft nicht nur in Frankreich. Sie besteht
,wie die Arbeitergewerkschaften, aus mit der Wirtschaftsmacht verbundenen
Bewegungen, sowie aus radikalen Bewegungen, die das in Frage stellen.

Schließlich spielt der Staat nicht mehr die zentrale Rolle, die er im Sozialsystem
gespielt hat. Die Komplexität dieses Räderwerkes bewirkt, dass sein Handeln
blind und ineffizient wird. Er musste schon erhebliche Teile seiner Macht an die
großen Gesellschaftsgruppen, die die globalisierte Wirtschaft lenken, an die
Europäische Regierung, die im Aufbau ist,  und an die Gebietskörperschaften,
die von den Bürgern wegen ihrer Nähe und Individualität gegenüber der
Bürokratien so geschätzt werden, abtreten, und wird das auch in Zukunft noch
müssen.

Wir müssen also einen neuen Gesellschaftsvertrag erstellen, in dem wir die
Kultur und Geschichte unseres Landes respektieren und die Begriffe Solidarität
und Wohlstand nicht als gegensätzliche, sondern als ergänzende Tugenden
auffassen, die einander bereichern können. Es ist nicht meine Absicht den
Inhalt eines solchen Vertrages zu definieren, das müssen die Beteiligten und
Vertragspartner unternehmen. Der Experte kann dabei nur für sie tätig werden.

Allerdings befinden sich die Beteiligten und Vertragspartner heute in einer
Krise. Sie wissen nicht mehr, wo sie stehen, und haben ihre
Orientierungspunkte verloren. Die Neuankömmlinge wollen oder können nicht in
das Spiel der Verhandlungen einsteigen.

In der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts hat der französische
Arbeitgebernationalrat (Conseil national du patronat français CNPF) eine
entscheidende Rolle bei der Sozialregelung auf französischer Ebene gespielt.
Seit der Gründung der Sozialversicherungskassen (Caisses de Sécurité
Sociale) gleich nach Kriegsende war der Rat an deren Leitung beteiligt.
Zusammen mit den Gewerkschaften hat er wirklich paritätische Institutionen
geschaffen: Die UNEDIC für die Arbeitslosengelder, AGIRC und ARRCO für die
zusätzliche Altersversorgung. Die Führungskräfte des CNPF haben fast ein
halbes Jahrhundert lang das Prinzip der Partnerschaft mit den Gewerkschaften
in Bezug auf Sozialversicherungen verteidigt. Sie haben ihren Wunsch deutlich
gemacht, die Tarifverhandlungen im Sinn des Gesetzes von 1950 zu den
Tarifverträgen aufrecht zu erhalten und weiter zu entwickeln. Die großen
Verbände, bei denen ganz vorne die Union der Metall- und Bergbauindustrie
steht (l'Union des industries métallurgiques et minières UIMM), die die
finanzielle Macht und somit auch die Macht an sich bei der CNPF innehatten,
wollten ein soziales Gleichgewicht beibehalten, dass die Entwicklung ihrer
Unternehmen begünstigte.

Die Situation hat sich kürzlich geändert. Ernest-Antoine Seillière, der 1997 zum
Präsidenten der CNPF gewählt wurde, hat die Entscheidungskraft der
Arbeitgeberorganisation grundlegend verändert, indem er sie zur MEDEF
(Mouvement des Entreprises de France - „Bewegung französischer
Unternehmen“) gemacht hat. Indem er diese Bewegung am 27. Oktober aus
der Taufe gehoben hat, wollte er „durch ein Ablösen des Auftrages, des
Bestrebens und der Ambitionen den Geist der aktiven Unternehmer fördern.“



Allein schon dieser Satz kann als Infragestellung der früheren Entscheidungen
der CNPF angesehen werden, die den Führungsgremien näher standen und an
dem dialog mit den Gewerkschaften viel interessierter waren als die „aktiven
Unternehmer“.

Die Reden, die anlässlich der Entstehung des MEDEF gehalten wurden, waren
auf diesem Gebiet ohne Doppeldeutigkeit. Sie stellten ein liberales
Glaubensbekenntnis dar. Für den Präsidenten des MEDEF fördert die staatliche
Planwirtschaft die Arbeitslosigkeit. „Die wirkliche Chancengleichheit von
morgen“ liegt in der Aus- und Weiterbildung, die sich der Unternehmenswelt
annähern müssen. Die Verhandlungen müssen innerhalb der Unternehmen
stattfinden und nicht auf nationalem Niveau. „Der soziale Dialog ist am Ende. Er
wird auf nationalem Niveau theatralisch, in den Unternehmen nur im Flüsterton
vollzogen, und in den paritätischen Institutionen nur heruntergeleiert, von den
Behörden sogar zur Seite gedrängt, betäubt oder beschlagnahmt,.“ 3

Das Urteil ist hart. Es ist aber nicht unbegründet. Tatsächlich haben sich die
Strukturen des sozialen Dialoges nicht verändert, als sich die Wirtschaft
grundlegend verändert hat. Es ist verständlich, das die Arbeitgeberschaft eine
„Soziale Umgestaltung“ in Angriff nehmen wollte.

Aber die Wende, die wir aus Bequemlichkeit liberal nennen, obwohl sie ja auch
noch andere Aspekte beinhaltet, stellte eine grundlegende Infragestellung der
Politik dar, die von Männern wie François Ceyrac, Yvon Chotard oder Pierre
Guillen gemacht wurde, Diese waren mit den Formen des Gleichgewicht und
des sozialen Dialogs, die eine Art französisches Modell darstellten, eng
verbunden. Das alte Modell hat der wirtschaftlichen Realität nicht
standgehalten.

Die neue Strategie des MEDEF ist auch bei den eigentlichen Führungskräften
umstritten. Man hätte sich eine andere Gestaltung nach dem Muster einiger
Nachbarländer vorstellen können. Zwei Institutionen, wobei die eine die
Unternehmen vetritt und dafür da ist, deren Positionen als Wirtschaftssubjekt zu
verteidigen. Die andere sollte eine von der ersten unabhängige Institution sein,
die Arbeitgeber vertritt und die mit den Tarifpartnern verhandelt.

Indem die MEDEF die doppelte Funktion, die schon die CNPF innehatte,
beibehält, verdeutlichen die Führungskräfte den politischen Charakter ihrer
Entscheidungen. Die MEDEF vertritt auf wirtschaftlicher, sowie auf sozialer
Ebene die Positionen des Liberalismus. Ihre Amtskollegen in den
Nachbarländern teilen im Grossen und Ganzen ihre Ansichten und Kämpfe.
Aber die Situation in Frankreich ist deswegen anders, weil es auf politischer
Ebene keine entscheidende Vertretung der liberalen Strömung gibt. Die
konservativen Parteien sind selbst meistens misstrauisch gegenüber dem
Liberalismus. Die wirklich Liberalen haben nur eine ganz begrenzte
Zuhörerschaft. Die MEDEF steht so als Stosstrupp einer gesellschaftlichen
Vision da, sowohl auf wirtschaftlicher, als auch auf sozialer Ebene. Auf der
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anderen Seite vertreten die Gewerkschaften ihre bestimmten Positionen, die
ganz im Gegensatz dazu stehen.

Der Prozess der sozialen Umgestaltung, den die MEDEF im Jahr 2000
angestoßen hat, hat ihre Entscheidungen in Tatsachen umgesetzt und gezeigt,
wie schwierig die gewünschte Veränderung ist . Angesichts dieses liberalen
Angriffes konnte der Staat nur eine konservative Front entgegensetzen,
während die Gespaltenheit der Gewerkschaften offenbart. Das französische
Gewerkschaftswesen hat unter der neuen wirtschaftlichen und soziologischen
Lage sehr gelitten. Es gibt immer weniger Mitglieder und diese verteilen auf
viele verschiedene Organisationen. Der MEDEF wird es leicht gemacht, sich
über ihre Gesprächspartner zu beklagen.

Die niedrigen Mitgliedszahlen sind eine französische Eigenart innerhalb
Europas. Ungefähr 9% der Arbeitnehmer sind Mitglied in einer Gewerkschaft.
Da die gewerkschaftlichen Organisationen im öffentlichen Dienst und in den
großen staatlichen Unternehmen stark vertreten sind, sind im privaten Sektor
kaum mehr als 5% der Arbeitnehmer in einer Gewerkschaft. In den
unabhängigen kleinen und mittleren Unternehmen ist die Mitgliederschaft fast
Null. Diese niedrigen Zahlen lassen sich anhand der Geschichte und der
Gesetzgebung erklären. Im Gegensatz zu den meisten anderen Ländern,
haben die Gewerkschaftsmitglieder in Frankreich keine spezifischen Vorteile
oder Anrechte auf Zusatzleistungen. Schweden hat mit 90% die höchste
Gewerkschaftsmitgliederrate von Europa. Das liegt daran, dass nur
Gewerkschaftler Arbeitslosengeld beziehen können. Die französischen
Gewerkschaften verwalten das Sozialversicherungssystem mit, allerdings
profitieren davon alle Arbeitnehmer, nicht nur Gewerkschaftsmitglieder. Die
unterzeichneten Abkommen gelten für alle Arbeitnehmer, ganz gleich wer der
Unterzeichner ist. Die Arbeitnehmervertreter werden gewählt und vertreten
ohne Einschränkungen ihre Auftraggeber, ob diese gewerkschaftlich organisiert
sind oder nicht. In anderen Ländern wird diese Rolle meistens von
Gewerkschaftsvertretern übernommen, die sich nur an ihre Mitglieder wenden.

Es handelt sich um Wahl-Syndikalismus, d.h., dass man bei den professionellen
Wahlen den repräsentativen Charakter der Gewerkschaften messen kann. Es
handelt sich um Gewerkschaften mit aktiven Mitgliedern: Nur die Überzeugten
treten bei, die anderen laufen hinterher. Diese Situation hat zwei
Konsequenzen. Zum einen haben die Gewerkschaften nicht dieselbe Freiheit,
finanzielle Autonomie und Kraft, die ihnen eine Basis an Beitragszahlern bieten
würde. Sie müssen ihre Mittel woanders finden. Auf die unterschiedlichste Art
und Weise sind es die Arbeitgeber, die Behörden und die Sozialinstitutionen,
die ihnen die Mittel liefern, die sie benötigen.

Die andere Konsequenz ist schlimmer und aktueller. Das Personalmanagement
wird heute auf der Ebene der dezentralisierten kleinen Einheit, d.h. kleiner und
mittlerer Betriebe, Werkstätten, Fabriken oder Filialen von einem großen
Konzern gesteuert. Die Konzerne entstehen und zerplatzen, werden ab- und
wieder aufgebaut und werden internationalisiert. Outsourcing und
Zulieferdienste sind zur Regel geworden. Die sozialen Beziehungen, die
Lohnverhandlungen, die Arbeitsbedingungen und die berufliche



Weiterentwicklung werden demnach auf einer zehr dezentralisierten Ebene
behandelt. Zwischen 1950 und 1980, als die Entscheidungen von den
Führungskräften der großen Unternehmen und den Gewerkschaftsvertretern
verhandelt wurde, war das Machtverhältnis ausgeglichen, die Fähigkeit zur
Repräsentation gesichert, sowie die Mittel für die Verhandlung vorhanden.
Wenn man heute auf lokaler Ebener verhandeln muss, gibt es keine
Gesprächspartner mehr. In einem Unternehmen mit 10.000 Mitarbeitern
bedeuten 9%, dass 900 Personen gewerkschaftlich organisiert sind, in einer
Werkstatt mit 50 Personen sind das 4 oder 5. Und wie wir schon gesagt haben,
gibt es in den kleinen und mittleren Betrieben kaum noch gewerkschaftlich
organisierte Arbeitnehmer. Der soziale Dialog ist mangels Mitstreiter
abgebrochen.

Außerdem hat der französische Syndikalismus das Problem, dass sich die
wenigen Mitglieder in zahlreiche Organisationen aufspalten. Fünf  Verbände
teilen sich die Mitgliederschaft. Die CGT, die CGT Force Ouvrière, die CFDT
die CFTC und die CFE-CGE dürfen auf nationaler Ebene, sowie in jeder
Branche oder jedem Unternehmen, egal wie groß sie sind, vertreten sein.
Einige Verbände können ihre Repräsentanz in einer bestimmten Branche
bekommen, einige sogenannte autonome Gewerkschaften die ihre in einem
Unternehmen, wenn sie in der Lage sind dem Richter zu zeigen, dass sie die
Bedingungen, die übrigensziemlich unklar sind, erfüllen.

In ganz Europa findet man einheitliche Gewerkschaften (d.h. die ein
Räpresentationsmonopol in einem Bereich und Anwendung besitzen, wie es
z.B. der Fall in Schweden oder Dänemark ist), vereinigte Gewerkschaften
(Deutschland oder das Vereinigte Königreich), pluralistische Gewerkschaften
die sich in den Verhandlungen zusammenschließen und verbünden (Italien oder
die Niederlande). Frankreich unterscheidet sich durch die große Anzahl
verschiedener Gewerkschaften, die sich spalten, zwar oft von Union reden, das
aber fast nie umsetzen. Die Schismen sind häufig. Die Gründung von CGT
Force Ouvrière stammt aus der Aufspaltung der CGT 1947. Die Befreiung von
kirchlichen Bindungen hat die CFTC 1964 in zwei ungleiche Organisationen
getrennt, die CFDT und die CFTC (erhalten). Auch die letzten Jahre waren voll
von Spaltungen und Schismen mit der Zersplitterung der FEN, die zur
Entstehung der FSU geführt hat, oder die Gründung von SUD mit aktiven
Mitgliedern der CFDT, die die Richtung des Bundes zu reformistisch
empfanden.

Grosse autonome Gewerkschaften haben sich in der Union nationaler
autonomer Gewerkschaften (Union des synidcats autonomes UNSA)
zusammengeschlossen, die auf dieselbe Fähigkeit zur Repräsentation
gleichermaßen Anspruch erheben könnte, wie die fünf Bünde. SUD und andere
protestierende Gewerkschaften, die in der Gruppe Dix vereinigt sind, haben
sich in der Solidarischen Gewerkschaftsunion (Union Syndicale Solidaire)
zusammen geschlossen mit derselben Hoffnung auf Fähigkeit zur
Repräsentation. Die FSU hat ihr Feld während des Kongresses im Januar 2001
erweitert.



Diese Zersplitterung führt eindeutige Nachteile mit sich. Die natürliche Debatte
zwischen Arbeit und Kapital artet viel zu häufig in eine konfuse Debatte
zwischen den Gewerkschaften aus. Die Arbeitgeber können ihr Lager unter den
gespaltenen Gewerkschaften wählen. Diese Spaltung bietet dem staatlichen
Interventionismus viel Platz, zu dem viele Regierungen, sowohl linke als auch
rechte,  versucht sind. Jedes mal, wenn nur ein Teil der gewerkschaftlichen
Gesprächspartner ein Abkommen mit der Arbeitgeberschaft unterzeichnet, sieht
sich die Regierung in der Schlichterrolle.

An dieser Zersplitterung und dieser Teilung ist die Geschichte, aber auch die
geltende Gesetzgebung Schuld. Nach dem Arbeitsrecht gilt jedes Abkommen,
dass mit einer sogenannten repräsentativen Gewerkschaft, auch wenn diese in
der Minderheit ist, unterzeichnet wird, für alle Arbeitnehmer.

Als zu Zeiten der 30 Glorreichen die Verhandlungen immer mit zusätzlichen
Sozialleistungen endeten, hatte das System nicht nur Nachteile. Seit Mitte der
80er Jahre ist die Herrschaft des „Immer Mehr“ zu Ende. Das Ziel jeder
Verhandlung ist, Kompromisse zu erreichen, bei denen der gewonnene
Vorsprung die akzeptierten Rückzüge ausgleicht. Die Arbeitszeitverminderung
bedeutet eine Umstellung und eine gesteigerte Flexibilität. Was man auf der
einen Seite an Zugeständnissen bekommt, wird auf der anderen Seite
kompensiert. Lohnverhandlungen, die zu Zeiten von geringem
Wirtschaftswachstum oder geringen Preiserhöhungen geführt werden, enden
mit Abkommen, bei denen eine Kategorie mehr begünstigt wird als andere.
Dieses Spiel der Entschädigungen betrifft alle Verhandlungsbereiche. Deshalb
funktioniert der frühere Mechanismus nicht mehr. Ein Abkommen, dass
Zugeständnisse und Rückschritte verbindet und von einer
Minderheitsgewerkschaft unterzeichnet wird, kann eventuell von einer
Mehrheitsgewerkschaft nicht akzeptiert werden. So fährt sich der Mechanismus
fest. Die Teilung der Gewerkschaften ist ein echtes Hindernis für den sozialen
Dialog in den großen Unternehmen. Das Fehlen von Gewerkschaften in den
kleinen und mittleren Betrieben unterbindet den Dialog.

Seit dreißig Jahren finden ständig Zusammenschlüsse und taktische
Annäherungen zwischen den fünf Verbänden statt. Aber sie haben nie lange
gehaltent. Zwei große zentrale Gewerkschaften scheinen aber auf bestem
Wege zu sein, die Landschaft zu dominieren: Die CGT, die von gegensätzlichen
Strömungen durchquert wird aber seit dem Mauerfall in Berlin mehr
Bewegungsfreiheit hat, und die CFDT, die eine klare Strategie zeigt, auf die
Gefahr hin, Schismen gegenübertreten zu müssen. Die CGT Force Ouvrière,
die ihre Aktion auf derselben Abstand was den Marxismus der CGT und den
Konfessionalismus der CFDT betrifft , aufgebaut hat, sucht jetzt neue Stärken
im Alleingang, wo diese beiden Grundpfeiler ihre Referenzen aufgegeben
haben. Die CFE-CGC leidet unter der organisatorischen Entwicklung der
Unternehmen, die der spezifischen und typisch französischen Position der
„cadres“, der Führungskräfte ein Ende setzt. Die CFTC bleibt eine
Archipelgewerkschaft, die zwar etwas entfernt steht, aber auf einigen Inseln fest
verankert ist. FO, CGC und CFTC vertreten ihre Position aktiv und haben für
ihren Kampf fundierte Argumente. CGT und CFDT haben auf der Basis der
Anerkennung sowohl ihrer Unterschiede, als auch ihrer Komplementarität einen



Annäherungsversuch gemacht. Der Weg ist allerdings schwierig, wie es
beispielsweise die heftigen Uneinigkeiten gezeigt haben, die während der
Debatte über das Arbeitslosengeld im Jahr 2000 aufgetaucht sind.

Es gibt Wege, die Umstrukturierung des französischen Gewerkschaftswesens
zu bewirken. Man muss die Gesetze und die Spielregeln ändern. So ist es zum
Beispiel erstaunlich, dass die Repräsentatioskriterien, die vor 50 Jahren
festgelegt wurden, nicht neu bearbeitet werden.

Eine grundlegende Reform könnte darin bestehen, dass die Unterzeichner für
die zu Vertretenden repräsentativ sein müssen. Die unterzeichnenden
Gewerkschaften sollten zusammen mindestens 50% der Stimmen bei den
letzten Wahlen erhalten haben. Eine solche Bestimmung würde die
Zusammenschlüsse fördern und die Gewerkschaften ihren Auftraggebern näher
bringen, indem sie ihre Verantwortung erhöhen und die allzu bequeme
Stimmenthaltung vermeiden würde. Da der Grossteil der kleinen und mittleren
Betriebe keine Gewerkschaftsvertreter haben, müsste ein Verhandeln mit den
gewählten Vertretern, d.h. Arbeitnehmervertreter und Betriebsräte, möglich
gemacht werden. Den Gewerkschaftsverbänden fiele dann die Aufgabe zu,
diese von dem Nutzen eines Beitritts zu überzeugen.

In den großen und besonders in den staatlichen Betrieben, wo die Konflikte
ohne klare Spielregeln ausgetragen werden, sollten die Führungskräfte und die
Gewerkschaften Methoden und Verfahren ausarbeiten, die zur Lösung der
Konflikte beitragen. Die Bestimmungen des Arbeitrechtes sind teilweise so
undurchschaubar und komplex, dass sie die Arbeitnehmer keinen Schutz bieten
und den Arbeitgebern das Durchlavieren ermöglichen. Der Arbeitgeber muß nur
geduldig und geschickt genug sein, um die von ihm beabsichtigten
Schmälerungen durchzusetzen. Die Auswirkungen auf die durch unnötige und
kostspielige Konflikte angeschlagenen Unternehmen, sowie auf die schlecht
vertretenen und traumatisierten Arbeitnehmer, sind verheerend.

Es stellt sich aber die Frage, ob diese und andere Maßnahmen, die wir hier
nicht aufführen werden, nicht zu spät kommen. Seit dem Fall des Eisernen
Vorhangs triumphiert der Liberalismus auf der ganzen Welt und hat in
Frankreich neue Bewegungen geschaffen, die den sozialen Kompromiss, oder
besser den Gesellschaftsvertrag, der die Bürger durch ihre verschiedenen
Vertretungen miteinander verbunden hat, in Frage stellen.

Die Ergebnisse einer jüngsten Umfrage des Institutes CSA4 mit dem Thema
„Wem vertrauen Sie am meisten, wenn es darum geht Ihre Zukunft, so wie Sie
sie sich vorstellen, zu sichern?“ zeigen, dass sich die Kirchenoberhäupter und
die hohen Beamten an letzter Stelle befinden. Die Gewerkschafter sind
allerdings auch auf den letzten Plätzen angesiedelt. Ganz oben stehen die
Bürger, weit dahinter kommen dann die Wissenschaftler, die Unternehmer und
die gewählten Volksvertreter. Das traditionelle Elitensystem funktioniert nicht
mehr. Das Gewerkschaftswesen ist für die Zukunft nicht mehr maßgeblich.
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Hier kommen nun die Titelhalter einer neuen Form von Syndikalismus, „der
neue Planet aktiver Mitglieder“, wie Hubert Landier sie nannte. Christophe
Aguitton, Treibkraft und Wortführer von mehreren dieser Bewegungen, hat sich
so manches Mal mit großer Klarheit dazu geäußert, was sie darstellen und was
ihre Absichten sind.

In einem Text von 1996, den Aguitton mit einer aktiven Mitstreiterin der SUD-
PTT geschrieben hat5, analysiert er mit viel Scharfsinn die Krise der
französischen Gewerkschaftsbewegung. Es handelt sich zunächst um eine
Funktionskrise, schreibt er. Der Syndikalismus habe wie ein Mittelsmann
funktioniert, der für die Arbeitgeber, sowie für die Arbeitnehmer unverzichtbar
war. Die Arbeitgeber versuchen heute die Gewerkschaften bei ihren
Verhandlungen mit den Arbeitnehmern zu umgehen, während für die
Arbeitnehmer „die Gewerkschaften ihren Nutzen nicht mehr wirklich unter
Beweis stellen“, da man die Kündigungen nicht verhindern konnte und die
Löhne individuell verschieden sind.

„Zu dieser Funktionskrise kommt außerdem noch eine spezielle Kritik am
Modell der Französischen Verbände. Die Verbände sind nach einem stark
zentralistischen Modell entstanden, das sich anhand eines
Gesellschaftsentwurfes entwickelt hat (...), und das seit dem Berliner Mauerfall
und der Regierungsbilanz der linken Parteien an Attraktivität einbüßt.“ Der
Erfolg des Zentralismus schwindet.

Wie gedenken SUD und ihre Amtskollegen darauf zu reagieren? „Indem sie die
eigentliche Funktion des Syndikalismus weiterverfolgen.“ Wenn der Akzent auf
seine Rolle als Gegengewicht gesetzt wird, stellt man seine Funktion zur
Regulierung in Frage. „Indem man eine andere Beziehung zu den
Arbeitnehmern hat“, und zwar durch souveräne Generalversammlungen und
Koordinierungen. „Indem man sich den Stellungen verschiedener
Berufsgruppen annähert“, d.h. den Arbeitslosen Platz schafft, sowie die
ständige Unsicherheit und den Aufstieg der Frauen im Beruf vor Augen hat.

Die traditionellen Gewerkschaften werden von dieser neuen zum Vorschein
kommenden Art des Syndikalismus verunsichert. Dieser Syndikalismus ist
vielleicht gar nicht so neu, aber wird von Ereignissen wie die Streiks von 1995
zu einer zwar langsamen aber tatsächliche Entwicklung angetrieben werden.

Diese Gewerkschaftsbewegung gehört zu einer ganzen Palette anderer
Bewegungen, die sich zwar nicht wie die Gewerkschaften für die materiellen
und moralischen Interessen der Arbeitnehmer einsetzen, sich aber dafür mit
einer Reihe Fragen befassen, die sich mit unserer heutigen Gesellschaft
beschäftigen und zu einer radikalen Kritik an der Wirtschaft und der Politik
führen. Die Führungsspitzen und die Parolen von SUD und anderen
systemverändernden Gewerkschaften sind dieselben, oder zumindest noch
verwandten, wie die der AC (Agir ensemble contre le Chômage-Zusammen
gegen die Arbeitslosigkeit), der DAL (Droit du logement-Wohnrecht), oder der
Droits devant (Rechte geradeaus), usw. Man trifft auf dieselben ideologischen
                                                
5 Veröffentlicht unter Le retour de la question sociale, von Christophe Aguitton und Daniel
Bensaïd, Cahiers libres, 1997.



Ursprünge und dieselben Kämpfe bei Bewegungen mit so unterschiedlichen
Zielen wie Act-Up (Aidshilfe) oder Ras l’Front (gegen die französische
rechtsextremistische Partei Front National), sowie vielen anderen. Sie
bekommen ein Echo und finden Gedanken in der Fondation Copernic und in
der ATTAC (Association pour une taxation des transactions financières pour
l’aide aux citoyens – Vereinigung für die Gebührenfestsetzung von finanziellen
Transaktionen zur Hilfe des Bürgers). Sie nähern sich dem Bauernverband von
José Bové aufgrund ihrer Analyse und ihrer Aktionen.

Obwohl sich diese Bewegungen der Institutionalisierung annähern (der
Bauernverband hat ein Drittel der Wähler in den Landwirtschaftskammern
versammelt und die Gewerkschaften SUD wollen, dass ihre Fähigkeit zur
Repräsentation anerkannt wird) haben sie sich außerhalb der Institutionen ihren
Platz geschaffen. Sie wissen, dass sich die Arbeitsbeziehungen in der neuen
Wirtschaft nicht nur auf das Lohnverhältnis zwischen Arbeitgeber und
Arbeitnehmer beschränken. Die Arbeitsplatzunsicherheit, der Zickzack-Kurz der
beruflichen Laufbahn, der Ab- und Wiederaufbau der Industrie, der unklare
Umriss der Unternehmen, sowie das Auftauchen von neuen schwerwiegenden
Ausschliessungen zwingen zu einer atypischen Gewerkschaftsarbeit. Die
sozialen Probleme verschieben sich. die. Themen wie der Verbraucherschutz
oder die Hilfe für die Opfer (reale oder potentielle) gesundheitlicher Krisen und
Umweltprobleme, insbesondere die Abfallbeseitigung, dringen in die
Unternehmen ein und stellen dem Gespräch zwischen Arbeitgeber und
Arbeitnehmer neue Aufgaben.

Außerdem wenden diese Bewegungen Methoden an, die zwar nicht neu sind,
aber heute wirkungsvoll erscheinen, wie z.B. Kommandoaktionen (man denke
an Mc Donald in Millau), Lobbying und ein gutes Nutzen der Medien.

Sie haben das Internet entdeckt. „Die ersten Webseiten der
Arbeiterbewegungen entstanden im Dezember 1995 anlässlich der großen
Streiks“, so der Soziologe Olivier Blondeau. „Seitdem, haben sich fast alle im
Web angemeldet (...) In einigen Fällen hat das Internet überhaupt erst die
Existenz einer Bewegung ermöglicht. Die europaweiten Protestmärsche gegen
die Arbeitslosigkeit sind ein Beispiel dafür. Ihre Führer sind der Meinung, sie
hätten ohne das Web gar nicht stattgefunden.6“

Angesichts der institutionellen Debatten und der Verhandlungen über die
soziale Umgestaltung, sowie angesichts des noch sehr pyramidenförmigen und
zentralisierten Funktionierens der französischen Gesellschaft haben diese
systemverändernden Bewegungen einen wichtigen Platz eingenommen. Seit
den Ereignissen in Seattle 1999 habe sie eine internationale Dimension
bekommen. Die Tatsache, dass die Debatte nun auf internationaler Ebene
geführt wird, befreit sie von den Einschränkungen, die sie in einem Land
mittelgroßer Macht erleben. Sie haben eines gemeinsam, und zwar das
Infragestellen der Grundlagen des Liberalismus, der Globalisierung und der
amerikanischen Großmacht.

                                                
6 Olivie Blondeau-Libre enfant du savoir numérique- Edition de l’Eclat



Die traditionellen Gewerkschaften werden von diesem „neuen Planeten aktiver
Mitglieder“ erschüttert und sie können sie nicht mehr ignorieren.

Es ist richtig, dass Frankreich in Europa ein Ausnahmefall ist.
Die Gewerkschaften anderer Länder sind stark und selbstsicher genug, einige
Ideen gemeinsam mit diesen neuen Bewegungen zu vertreten, ohne dadurch
ihre Position zu riskieren.

In Frankreich sind 10% der Arbeitnehmer Gewerkschaftsmitglied, in Schweden
und in Dänemark sind es 90%. In den meisten anderen Ländern sind es 30 –
50%, in Spanien 20%. Wenn man dann noch bedenkt, dass die
Gewerkschaften in den anderen Ländern zum Grossteil einheitlich, vereinigt
oder pluralistisch aber trotzdem Partner sind, kann man schließen, dass die
französischen Gewerkschaften viel von ihren europäischen verwandten
Organisationen erwarten können, um ihre Situation zu verbessern.

Die europäischen Institutionen sind nicht untätig, auch wenn die bisherigen
sozialen Errungenschaften der Europäischen Union bescheiden sind. Die
europäischen Betriebsräte haben den französischen Gewerkschaften die
Gelegenheit gegeben, sich mit ihren Kollegen in den Nachbarländern zu
verständigen, auszutauschen und zu konfrontieren. Es entsteht langsam eine
neue Kultur, die sich aus einer explosiven Mischung von Protestgewerkschaften
im Süden und den mitverwaltenden Gewerkschaften im Norden
zusammensetzt, d.h. aus den südländischen Gewerkschaften, die oft
einfallsreicher und gesellschaftsoffener sind, und aus deren starken und
pragmatischen nordeuropäischen Kollegen, die kaum aus den vier Wänden
ihrer Betriebe herauskommen.

Die Gesetzgebung ist sehr unterschiedlich und die Ausarbeitung eines
europäischen Arbeitsrechtes steht nicht auf der Tagesordnung. Die
Mitbestimmung, wie sie in Deutschland oder Schweden praktiziert wird, bietet
den Arbeitnehmervertretern einen Platz in der Betriebsleitung dadurch, dass sie
entweder im Vorstand oder im Aufsichtsrat präsent sind, einen Platz in der
Geschäftsstelle oder dem Werk haben, und durch die Werksräte oder den
Betriebsausschuss. Die britische Gesetzgebung hingegen gesteht den
Gewerkschaften seit der Thatcher-Ära so gut wie gar nichts mehr zu. Die
Möglichkeiten, eine Gewerkschaft zu gründen, sowie das Streikrecht sind dort
sehr beschränkt und es gibt überhaupt keine Form der betrieblichen Mitwirkung.

Die Traditionen sind in den einzelnen Ländern ziemlich unterschiedlich, und
deshalb ist auch der „Gesellschaftsvertrag“ und die Rolle der einzelnen
Beteiligten unterschiedlich. Ab 1982 ist in den Niederlande mit den
Wassenaarer Abkommen ein nationaler Sozialpakt entworfen worden, der von
den Gewerkschaften und dem Arbeitgeberverband unter der Schirmherrschaft
des Staates unterzeichnet wurde und die Lohn-, Arbeitszeit- und
Arbeitsplatzpolitik geregelt hat und immer noch regelt. In Schweden wurde 1937
von den Arbeitgeber- und Gewerkschaftsverbänden ein Abkommen
unterzeichnet, dass heute noch die Mitbestimmung regelt. In Deutschland
stellen, trotz einiger Schwierigkeiten, die Grundlagen der sozialen
Marktwirtschaft die Basis für die soziale Regelung dar. Die Partner sind stolz



auf ihre Unabhängigkeit bedacht und wollen den Staat außen vor lassen. Italien
besitzt einen dem französischen ähnlichen Syndikalismus. Allerdings hat die
friedliche Revolution der italienischen Institutionen auch die Gewerkschaften
getroffen, die durch die Errichtung der „Einheitlichen Gewerkschaftsvertretung“
vereint vor die Arbeitgeberschaft treten.

Dieses Mosaik findet in den europäischen Institutionen einen Treffpunkt für
Zusammenschlüsse und Machtverhältnisse. Mittels des europäischen
Gewerkschaftsverband und der zwei Arbeitgeberorganisationen, der UNICE für
den privaten und der CEEP für den öffentlichen Bereich, sind die Tarifpartner
tatsächlich in der Lage, auf die gemeinschaftliche Entwicklung Einfluss zu
nehmen. Sie werden systematisch von den Kommissionen bei sozialpolitischen
Fragen zu Rate gezogen. Sie haben zahlreiche Gelegenheiten, ihre
Standpunkte vor dem Rat und den europäischen Instanzen zum Ausdruck zu
bringen. Gemäss dem Vertrag von Amsterdam werden sie bei allgemeinen
Gesetzesvorlagen befragt und die von ihnen unterzeichneten Abkommen
werden dem Rat zur legislativen Ausführung vorgelegt. Dieser Aspekt der EU
ist weithin unbekannt. Es ist ein wichtiger Aspekt, der es den
Gewerkschaftsorganisationen der 15 Mitgliedsländer ermöglicht, zusammen zu
arbeiten und sich über nationale Traditionen hinaus gegenseitig auszutauschen.
In dem Moment, in dem die Währungsunion Realität wird, können die
europäischen Gruppen zusammen mit den europäischen Gewerkschaften einen
Dialog schaffen.

Dem europäischen Gewerkschaftsverband ist in diesem Zusammenhang die
Bedeutung der sozialen Bewegungen, die mit viel Kraft auf dem Spielfeld
auftauchen, klarer, als den nationalen Gewerkschaften. Die früher
misstrauische CES hat sich für eine Partnerschaft mit den nichtstaatlichen
Hilfsorganisationen und Vereinigungen eingesetzt, insbesondere über die
Plattform der europäischen sozialorientierten Hilfsorganisationen und dem
ständigen Forum der Zivilgesellschaft, die beide in Brüssel entstanden sind.

Wie auf anderen Gebieten auch, werden sehr wahrscheinlich die kulturellen
Differenzen zwischen den Tarifpartnern der verschiedenen Länder einen
Fortschritt des Arbeitnehmer- und Arbeitgebersyndikalismus in Frankreich
ermöglichen. Unter der Bedingung, dass beide Seiten, aber auch der Staat, ihre
derzeitige Position aufgeben und einen neuen Gesellschaftsvertrag verfassen,
der sowohl der neuen Wirtschaft, als auch der Informationsgesellschaft und den
neuen Bewegungen angepasst ist, und eine Gesellschaftsform voraussetzt, die
auf Pyramiden und Zentralisation verzichtet und der Vielfalt, sowie den
Vernetzungen der Beteiligten Platz schafft.

In Anbetracht des plötzlichen Umschwungs des sozialen Dialogs, den wir zur
Zeit in Frankreich erleben, müssen wir annehmen, dass der Weg sehr lang sein
wird.

**********



Der Gesellschaftsvertrag, auf dem sich die Nation am Ende des Zweiten
Weltkrieges gründete, ist überholt. Die Tarifpartner die zusammen mit dem
Staat die Unterzeichner und Garantiemächte waren, haben ihre Bezugspunkte
verloren.

Eine Arbeitgeberschaft, die ganz plötzlich ihre Haltung geändert hat, gespaltene
Gewerkschaften, die sich nicht einigen können und zusehen müssen, wie ihre
Mitgliederzahl immer kleiner wird, das Entstehen eines „neuen Planeten aktiver
Mitglieder“ innerhalb und außerhalb der Arbeitswelt, ein Staat, dessen Rolle
eingeschränkt und verändert wird: All das bedeutet eine grundlegende
Veränderung in Hinblick auf neue Arbeitsverhältnisse, neue Gegebenheiten in
Wirtschaft und Gesellschaft, auf die europäische Vereinigung und die
Globalisierung. Die Partner, d.h. Arbeitgeber, Gewerkschaften und Staat, sind
zum Grossteil noch nicht bereit, in einen neuen Gesellschaftsvertrag
einzusteigen, der die Gewohnheiten und Merkmale des sozialen Dialoges und
der sozialen Absicherung in Frage stellen würde. Der stetige Aufbau eines
sozialen Europas, und besonders eines gewerkschaftlichen Europas, könnte
der Keim einer Umgestaltung sein, die noch erdacht werden muss.


